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hat die 7. Kammer des Landesarbeitsgerichts München auf Grund der mündlichen  

Verhandlung vom 21. November 2017 durch den Vorsitzenden Richter am Landesar-

beitsgericht Karrasch und die ehrenamtlichen Richter Huber und Schalk 

 

für Recht erkannt: 

 

 

Auf die Berufung der Beklagten wird das Endurteil des Arbeitsge-

richts München vom 16.05.2017 - 3 Ca 9589/16 - teilweise abgeän-

dert. 

 

Die Klage wird in vollem Umfang abgewiesen. 

 

Der Kläger trägt die Kosten des Rechtsstreits. 

 

Die Revision wird zugelassen. 

 

 

 

Tatbestand: 

 

 

Die Parteien streiten, ob dem Kläger nach dem Tarifvertrag für die Auszubildenden der P. 

AG eine Unterhaltsbeihilfe zusteht.  

 

Der Kläger war vom 01.09.2013 bis zum 29.02.2016 Auszubildender bei der Beklagten. 

Auf das Ausbildungsverhältnis fand der Tarifvertrag für die Auszubildenden der P. AG 

vom 12.01.1976 in der Fassung vom 01.06.2004 (im Folgenden: TV AzB) Anwendung. 
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In § 13 TV AzB mit der Überschrift „Unterhaltsbeihilfe“ steht ua.: 

„Auszubildende deren Eltern, Erziehungsberechtigte oder Ehegatten 

so weit oder verkehrsmäßig so ungünstig vom Ort der Ausbildungs-

stätte entfernt wohnen, dass die Auszubildenden nicht täglich zum 

Wohnort der Eltern, des Erziehungsberechtigten oder des Ehegatten 

zurückkehren können, erhalten neben der Ausbildungsvergütung 

nach § 4 eine Unterhaltsbeihilfe. Dies gilt jedoch nicht, wenn von der 

P. eine Unterkunft bereitgestellt wird.“ 

 

 In § 15 TV AzB mit der Überschrift „ Familienheimfahrten“ steht ua.: 

„Auszubildende deren Eltern, Erziehungsberechtigte oder Ehegatten 

so weit oder verkehrsmäßig so ungünstig vom Ort der Ausbildungs-

stätte entfernt wohnen, dass sie nicht täglich zum Wohnort der El-

tern, des Erziehungsberechtigten oder des Ehegatten zurückkehren 

können und daher außerhalb wohnen müssen, erhalten auf Antrag 

monatlich eine bezahlte Familienheimfahrt und unter den Voraus-

setzungen des Absatzes 3 Urlaub für Familienheimfahrten.“ 

 

 

Vor dem Arbeitsgericht hat der Kläger gemeint, er habe Unterhaltsbeihilfe beanspruchen 

können, da seine Eltern während der Ausbildung in 14798 Havelsee gewohnt hätten. 

Dass er bereits vor Beginn der Ausbildung als Student in Chemnitz gewohnt habe, sei 

unerheblich. Die Tatbestandsvoraussetzungen des „Zurückkehrens“ in § 13 TV AzB wür-

den nichts über die Dauer des Wegseins von der Familie aussagen. Er hat gemeint, der 

Regelungszweck der tariflichen Norm liege darin, dass Auszubildende über ein sehr ge-

ringes Einkommen verfügten, anders als Studenten kein BAföG beziehen könnten und 

neben der Ausbildung nicht arbeiten könnten. Weiter hat er darauf verwiesen, dass sein 

Anspruch auch nicht verwirkt sei, denn er habe im September 2013 bei seiner Ausbil-

dungsreferentin nachgefragt und diese habe gesagt, dass er keinen Anspruch auf die im 

Tarifvertrag geregelte Unterhaltsbeihilfe habe. Der Kläger hat weiter auch die Abgeltung 

des tariflichen Zusatzurlaubes für Familienheimfahrten verlangt sowie die Erstattung von 

Fahrtkosten für Familienheimfahrten. 
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Vor dem Arbeitsgericht hat der Kläger beantragt: 

 

1. Die Beklagte wird verurteilt, 5.870,00 € brutto nebst Zinsen hieraus in Höhe 

von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 25.06.2016 an 

den Kläger zu zahlen.  

 

2. Die Beklagte wird verurteilt, 1.294,66 € brutto nebst Zinsen hieraus in Höhe 

von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 25.06.2016 

an den Kläger zu zahlen.  

 

3. Die Beklagte wird verurteilt, 8.520,00 € netto nebst Zinsen hieraus in Höhe von 

5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 25.06.2016 an den 

Kläger zu zahlen.  

 

 

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt.  

 

 

Sie hat gemeint, ein Anspruch auf Unterhaltsbeihilfe habe nicht bestanden und hat mit 

Nichtwissen bestritten, das der Wohnsitz der Familie des Klägers in Havelsee gewesen 

sei. Sie hat darauf verwiesen, dass der Kläger bereits vor Beginn seiner Ausbildung sei-

nen letzten Wohnsitz in Chemnitz gehabt habe, da er an der dortigen TU studiert habe. 

Damit habe er den gemeinsamen Wohnsitz mit den Eltern aufgehoben und auch der Ta-

rifwortlaut „zurückkehren“ impliziere, dass der Wohnsitz der Eltern vor Beginn der Ausbil-

dung zugleich der Wohnsitz des Auszubildenden gewesen sein müsse. Zudem decke sich 

die Wortlautauslegung auch mit dem Regelungszweck der tariflichen Leistung, denn es 

gehe um eine Unterhaltsbeihilfe und der gemeinsame Wohnsitz mit den Eltern sei regel-

mäßig günstiger als ein eigenständiger Wohnsitz des volljährigen Kindes, denn es fielen 

grundsätzlich keine Mietzinsen an und zudem würde durch die Eltern regelmäßig Betreu-

ungsunterhalt geleistet in Form von gemeinsamen Mahlzeiten oder der Wäscheversor-

gung. Vorliegend habe der Kläger aber den gemeinsamen Wohnsitz mit den Eltern nicht 

erst durch den Beginn der Ausbildung bei der Beklagten aufgegeben, sondern bereits mit 
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Aufnahme seines Studiums in Chemnitz. Daher habe er schon während des Studiums die 

typischen Mehraufwendungen, wie etwa Mietzinsen durch einen eigenständigen Wohnsitz 

gehabt. Der Ausbildungsbeginn bei der Beklagten sei nicht kausal für die ihm auch wäh-

rend der Ausbildung entstehenden Mehraufwendungen für Miete gewesen. Etwaige An-

sprüche seien zudem verwirkt, denn der Kläger habe nie einen entsprechenden schriftli-

chen Antrag auf Unterhaltsbeihilfe gestellt. Nachdem er die mündliche Antwort seiner 

Ausbildungsreferentin hingenommen habe, sei sie davon ausgegangen, dass er das 

Thema Unterhaltsbeihilfe nicht weiter verfolge. Daher habe auch kein Anspruch auf Ab-

geltung zusätzlichen tariflichen Urlaubs für Familienheimfahrten bestanden und hinsicht-

lich der geltend gemachten Fahrtkosten hat die Beklagte auch bestritten, dass Reisekos-

ten angefallen seien.  

 

Hinsichtlich des weiteren erstinstanzlichen Vorbringens wird auf die zwischen den Partei-

en gewechselten Schriftsätze samt ihren Anlagen sowie die Sitzungsniederschriften ver-

wiesen.  

 

Das Arbeitsgericht hat der Klage hinsichtlich einer Unterhaltsbeihilfe iHv. 5870,00 € statt-

gegeben und hat im Übrigen die Klage abgewiesen, wogegen der Kläger kein Rechtsmit-

tel eingelegt hat. Das Arbeitsgericht hat ausgeführt, dass sich aus einer Auslegung der 

einschlägigen Tarifvorschrift der dem Kläger zugesprochene Anspruch ergeben habe. Aus 

dem Wortlaut des § 13 TV AzB habe sich nicht ergeben, dass es erforderlich sei, dass der 

gemeinsame Wohnsitz eines Auszubildenden mit seinen Eltern erst bzw. gerade zu Be-

ginn der Ausbildung aufgehoben werde, zumal der Tarifwortlaut davon spreche, dass die 

„Familie“ des Auszubildenden verkehrsmäßig ungünstig liege. Es hat gemeint, dass sich 

nach dem Tarifwortlaut das Tatbestandsmerkmal des „Zurückkehrens“ ausschließlich auf 

eine räumliche Entfernung vom Wohnsitz der „Familie“ zum Ausbildungsort beziehe. Der 

Regelungszweck des § 13 TV AzB bestehe darin, dass ein Auszubildender in Hinblick auf 

die geringe Vergütung Unterhaltsbeihilfe erhalte, wenn er nicht die Möglichkeit habe, 

werktäglich zu seiner Familie heimzukehren, um dort in wirtschaftlicher Hinsicht kosten-

günstig zu wohnen. Das Auslegungsergebnis werde auch durch den weiteren Tarifwort-

laut gestützt, wonach eine Ausbildungsbeihilfe nicht gezahlt werde, wenn die P. eine Un-

terkunft zur Verfügung stelle, denn dann sei ein Auszubildender eben durch Bereitstellung 

einer Unterkunft durch den Ausbildungsbetrieb wirtschaftlich abgesichert. 
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Hinsichtlich der Begründung im Einzelnen wird auf die Seiten 5 bis 8 des erstinstanzlichen 

Urteils (Bl. 84 ff. d. A.) verwiesen. 

 

Gegen dieses Urteil vom 16.05.2017, der Beklagten zugestellt am 09.06.2017, legte diese 

am 04.07.2017 Berufung ein, welche sie mit einem am 09.08.2017 beim Landesarbeitsge-

richt eingegangenen Schriftsatz begründet hat. 

 

Die Beklagte hält das Urteil, soweit dem Kläger eine Unterhaltsbeihilfe zugesprochen 

wurde, für rechtsfehlerhaft, denn das Arbeitsgericht lege § 13 TV Azb unzutreffend aus. 

Entscheidend sei die Bedeutung des Wortes „Zurückkehren“ in § 13 Satz 1 TV Azb. Die 

Tarifnorm verlange, dass der gemeinsame Haushalt oder Wohnsitz eines Auszubildenden 

mit seinen Eltern gerade zu dem Zeitpunkt aufgehoben werden müsse, in dem das Aus-

bildungsverhältnis mit der Beklagten beginne. Es müsse ein Kausalzusammenhang zwi-

schen Ausbildungsbeginn und Aufgabe des gemeinsamen Wohnsitzes bestehen. Denn 

an einen Wohnort könne man nur „zurückkehren“, wenn man ihn zuvor als gemeinsamen 

Wohnsitz geteilt habe. Wenn der Tarifvertrag allein auf die räumliche Entfernung hätte 

abstellen wollen, wäre anstelle des Wortes „zurückkehren“ das Wort „fahren“ oder „gelan-

gen“ verwendet worden. Auch der Begriff „Unterhaltsbeihilfe“ spreche für diese Ausle-

gung. Soweit das Kind in der Familie lebe und die Eltern beiderseits ihrer Pflicht zur Leis-

tung des Familienunterhalts nachkämen, werde der unmittelbare Unterhaltsanspruch des 

Kindes erfüllt, und an die Stelle des bisher geleisteten Familienunterhalts träten die tarifli-

chen „Unterhaltsbeihilfeansprüche“. Diese Auslegung entspreche auch Sinn und Zweck 

der Norm. Ein gemeinsamer Wohnsitz mit den Eltern sei regelmäßig kostengünstiger als 

ein eigenständiger Wohnsitz. Zudem würde Familienunterhalt in Form von gemeinsamen 

Mahlzeiten oder Wäscheversorgung geleistet. Wenn ein Auszubildender durch die Entfer-

nung seiner Ausbildungsstätte zu seinem Wohnsitz gezwungen werde, den gemeinsamen 

Wohnsitz mit den Eltern aufzugeben, entstünde ihm ein finanzieller Mehraufwand. Die 

Unterhaltsbeihilfe solle diesen finanziellen Mehraufwand abmildern. Voraussetzung für 

den Anspruch auf tarifliche Unterhaltsbeihilfe sei demnach, dass der finanzielle Mehrbe-

darf durch den Beginn der Ausbildung kausal bedingt sei. Dies setze einen gemeinsamen 

Wohnsitz mit den Eltern unmittelbar vor Beginn der Ausbildung voraus. Auch die Entste-

hungsgeschichte spreche für die Auslegung der Beklagten, denn zur Zeit der Entstehung 

der Tarifnorm Mitte der 70er-Jahre des vorigen Jahrhunderts hätten Auszubildende mit 
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Sicherheit häufiger als heute regelmäßig vor Beginn ihrer Ausbildung noch bei ihren El-

tern gewohnt und dann ggf. ihren gemeinsamen Wohnsitz aufgeben müssen, um die 

Ausbildungsstelle anzutreten. Hierfür solle die Unterhaltsbeihilfe einen finanziellen Aus-

gleich schaffen und das Arbeitsgericht habe es auch versäumt, bei den Tarifvertragspar-

teien Auskünfte über die Entstehungsgeschichte der Tarifnorm einzuholen. 

 

Die Beklagte beantragt: 

 

1. Das Urteil des Arbeitsgerichts München vom 16.05.2017 - Az. 3 Ca 9859/16 - 

wird in Ziffer 1 abgeändert. 

 

2. Die Klage wird abgewiesen. 

 

Der Kläger beantragt, die Berufung zurückzuweisen. 

 

Er verteidigt die Entscheidung des Arbeitsgerichts und hält die von der Beklagten vorge-

nommene Auslegung für nicht überzeugend, denn das Wort „zurückkehren“ habe keinerlei 

Bedeutung hinsichtlich der zuvor bestehenden Dauer des Wegseins. Zudem sei es in der 

derzeitigen wirtschaftlichen Situation auch nicht ungewöhnlich, dass Auszubildende nach 

ihrer Ausbildung und Studenten nach ihrem Studium wieder zu ihren Eltern zurückkehren 

müssten, da finanziell eine andere Möglichkeit nicht bestehe. Insbesondere aus dem 

Wortlaut der Vorschrift ergebe sich nicht, dass die Trennung unmittelbar mit dem Beginn 

des Ausbildungsverhältnisses zusammenhängen müsse, vielmehr verdeutliche der Wort-

laut, dass es hier lediglich um die faktische Rückkehr ohne ein Zeitmoment gehe. Die ta-

rifvertragliche Regelung gehe eben gerade davon aus, dass Auszubildende oftmals nicht 

ihre finanzielle Lebensplanung entsprechend einrichten könnten, um eine Ausbildung zu 

beginnen und deswegen einer Unterhaltsbeihilfe bedürften, wenn sie nicht täglich zum 

Wohnort der Eltern der Erziehungsberechtigten oder des Ehegatten zurückkehren kön-

nen. Auch die Entstehungsgeschichte des Tarifvertrages könne nicht zu einem anderen 

Ergebnis führen, denn die finanziellen Schwierigkeiten dürften auch in den 70er-Jahren 

des letzten Jahrhunderts genauso wie heute durch hohe Lebenskosten und das niedrige 

Ausbildungsgehalt entstanden sein. 
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Hinsichtlich des weiteren Vorbringens der Parteien im Berufungsverfahren wird auf  

die zwischen ihnen gewechselten Schriftsätze vom 09.08.2017 (Bl. 108 ff. d. A.) und 

02.10.2017 (Bl. 129 ff. d. A.) samt ihren Anlagen verwiesen. Im Übrigen wird insbesonde-

re zur Prozessgeschichte auf den Inhalt der Gerichtsakte und die Sitzungsniederschrift 

vom 21.11.2017 (Bl. 136 ff. d. A.) verwiesen. 

 

 

Entscheidungsgründe: 

 

I. 

 

Die Berufung ist zulässig. Sie ist nach § 64 Abs. 2 ArbGG statthaft sowie frist- und form-

gerecht eingelegt und begründet worden (§§ 66 Abs. 1, 64 Abs. 6 ArbGG, 519, 520 ZPO). 

 

 

II. 

 

Die Berufung ist auch begründet. Entgegen der Ansicht des Arbeitsgerichts ergibt sich 

aus der Auslegung der einschlägigen Tarifvorschrift kein Anspruch des Klägers auf eine 

Unterhaltsbeihilfe. Die Entscheidung des Arbeitsgerichts war daher dementsprechend 

abzuändern. 

 

1. Tarifverträge sind wegen ihres normativen Charakters wie Gesetze auszulegen. 

Auszugehen ist danach vom Wortlaut der Bestimmungen und dem durch ihn vermittelten 

Wortsinn. Insbesondere bei einem unbestimmten Wortsinn sind der wirkliche Wille der 

Tarifvertragsparteien und der von ihnen beabsichtigte Zweck zu berücksichtigen, sofern 

und soweit dies im Text seinen Niederschlag gefunden hat. Abzustellen ist ferner auf den 

Gesamtzusammenhang und die Systematik der Regelungen. Im Zweifel gebührt derjeni-

gen Auslegung der Vorzug, die zu einem sachgerechten, zweckorientierten, praktisch 

brauchbaren und gesetzeskonformen Verständnis der Bestimmung führt (vgl. BAG, 

25.04.2017 - 3 AZR 668/15; 08.12.2015 - 3 AZR 267/14; 09.10.2012 - 3 AZR 539/10). 
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Lassen Wortlaut und tarifvertraglicher Gesamtzusammenhang zweifelsfreie Auslegungs-

ergebnisse nicht zu, können die Gerichte für Arbeitssachen ohne Bindung an eine Rei-

henfolge weitere Kriterien wie die Entstehungsgeschichte des Tarifvertrags, ggf. auch die 

praktische Tarifübung ergänzend hinzuziehen (vgl. BAG, 25.04.2017 - 3 AZR 668/15; 

09.12.2015 - 10 AZR 731/14). 

 

2. Bei Anwendung dieser Grundsätze gebührt einer Auslegung, dass zum Zeitpunkt 

des Beginns der Ausbildung der Auszubildende noch einen gemeinsamer Wohnsitz mit 

den Eltern gehabt haben muss, um eine Unterhaltsbeihilfe nach § 13 TV AzB zu erhalten, 

der Vorrang. 

 

a) Bereits der Wortlaut des § 13 TV AzB mit der Überschrift „Unterhaltsbeihilfe“ lässt 

erkennen, dass zum Zeitpunkt des Beginns der Ausbildung der Auszubildende mit den 

Eltern, Erziehungsberechtigten oder Ehegatten einen gemeinsamen Wohnsitz haben 

muss. Denn ansonsten macht die Formulierung „täglich zum Wohnort der Eltern, des Er-

ziehungsberechtigten oder des Ehegatten zurückkehren“ keinen Sinn. „Zurückkehren“ 

bedeutet, worauf die Beklagte zutreffend verweist, nicht nur einfach „fahren“ oder „gelan-

gen“, sondern dass zunächst von einem bestimmten Ort aufgebrochen und sodann zu 

diesem Ort zurückgekehrt wird. Wenn der Kläger aber, wie hier der Fall, keinen Wohnsitz 

mehr bei seinen Eltern hatte und diesen bereits zu einem früheren Zeitpunkt aufgrund 

einer Studienaufnahme in Chemnitz aufgegeben hatte, kann er nicht mehr im Sinne der 

Tarifvorschrift an den Wohnsitz der Eltern zurückkehren. Zudem ist er, nachdem er seinen 

Wohnsitz in Chemnitz aufgegeben hat, auch nicht zum Wohnsitz seiner Eltern zurückge-

kehrt, sondern hat sodann in München wiederum einen neuen Wohnsitz begründet. Dies 

steht aber einem „Zurückkehren“ im Sinne der einschlägigen Tarifvorschrift entgegen. 

Dieses Auslegungsergebnis findet seine Bestätigung auch in dem Unterfall in § 13 TV 

AzB wonach Anspruch auf eine Unterhaltsbeihilfe dann besteht, wenn der Ehegatte des 

Auszubildenden so weit oder verkehrsmäßig so ungünstig vom Ort der Ausbildungsstätte 

entfernt wohnt, dass der Auszubildenden nicht täglich zum Wohnort des Ehegatten zu-

rückkehren kann. Gerade dies Fallkonstellation verdeutlicht, dass zum Zeitpunkt des Ein-

gehens des Ausbildungsverhältnisses bereits ein gemeinsamer Wohnort, bestanden ha-

ben muss. Zudem schweigt die tarifvertragliche Regelung, ohne dass damit eine Lücke im 
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Tarifvertrag ersichtlich wäre, zu der Konstellation des Wiederauflebens eines gemeinsa-

men Wohnortes, was vorliegend im Übrigen zu keinem Zeitpunkt der Fall war. 

 

b) Diese zunächst am Wortlaut orientierte Auslegung führt auch nach Sinn und 

Zweck der tariflichen Regelung zu einem zutreffenden Ergebnis, denn der Tarifvertrag für 

die Auszubildenden der P. AG stammt vom 12.01.1976. Jedenfalls zum damaligen Zeit-

punkt war es offensichtlich, dass Auszubildende in aller Regel - zumal sie oftmals auch 

noch minderjährig waren - bei ihren Eltern wohnten. Die Aufgabe dieser Wohnsituation 

durch die Aufnahme einer Ausbildung mit der Folge eines Ortswechsels sollte durch die 

tarifvertragliche Regelung einer Unterhaltsbeihilfe sozialverträglich abgefedert werden in 

der Form, dass für die jeweilige Rückkehr zum Wohnort der Eltern eine Unterhaltsbeihilfe 

gezahlt wird. Auslöser für die Zahlung der Unterhaltsbeihilfe ist aber nicht allein eine 

Rückkehr, sondern die vorherige Aufgabe des Wohnsitzes des Auszubildenden mit dem 

seiner Eltern. Die sozialverträgliche Absicherung im Rahmen der tarifvertraglichen Rege-

lung wird konsequenterweise dann obsolet, wenn von der Beklagten gem. § 13 S. 2 TV 

AzB eine Unterkunft bereitgestellt wird, denn dann entfallen finanzielle Belastungen durch 

Miete für den Auszubildenden und eine Heimfahrt zu den Eltern ist ihm finanziell zumut-

bar. Insofern kommt es auch nicht darauf an, dass der Auszubildende keinen Anspruch 

auf BaFöG hat oder angeblich nicht nebenher arbeiten könnte, denn dass darauf abzu-

stellen sei, lässt sich der Regelung des 13 S. 2TV AzB nicht entnehmen und zudem ist 

auch nicht ausgeschlossen, dass der Auszubildende Wohngeld beanspruchen kann. 

 

c) Weiter gibt es im Zusammenhang mit der tarifvertraglichen Regelung in § 13 TV 

AzB keine Gründe dafür, dass wenn ein Auszubildender bereits den Wohnsitz mit seinen 

Eltern - aus welchen Gründen auch immer - aufgegeben hat, Besuchsfahrten zu den El-

tern finanziell  zu privilegieren. Letztlich wäre dies eine Subvention ohne Anlass, denn ein 

Auszubildender hat zunächst einmal, wenn er bereits einen eigenen Hausstand bzw. 

Wohnsitz hat, keinen Anspruch darauf, dass ihm die Besuchsfahrten zu seinen Eltern 

gezahlt werden. Es kommt nicht ausschließlich darauf an, dass der Auszubildende zu 

seinen Eltern fährt, sondern maßgeblich ist gleichzeitig, dass der Auszubildende bei Be-

ginn des Ausbildungsverhältnisses noch mit seinen Eltern einen gemeinsamen Wohnsitz 

hatte. Und die Aufgabe dieses gemeinsamen Wohnsitzes muss kausal mit der Aufnahme 

der Ausbildung an einem weiter weggelegen Ort sein. Ansonsten könnten beispielsweise 
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auch Auszubildende, die bereits vor Beginn der Ausbildung im Gebiet der Bundesrepublik 

Deutschland ihren Wohnsitz haben, bei Aufnahme der Ausbildung auch die Erstattung 

von Fahrtkosten verlangen, für Fahrten zu ihren im Ausland ansässigen Eltern. Dass § 13 

TV AzB eine solche  Konstellation nicht regeln wollte, ist offensichtlich und verdeutlicht, 

dass es nicht darauf ankommen kann, dass der Auszubildende lediglich zu seinen Eltern 

zurückfährt, sondern dass bei Beginn der Ausbildung bereits ein gemeinsamer Wohnsitz 

bestanden haben muss, der lediglich wegen der Aufnahme der Ausbildung an einem ver-

kehrsmäßig ungünstigen Ort der Ausbildungsstätte aufgegeben wird. 

 

 

 

III. 

 

Der Kläger hat als Unterlegener des Rechtsstreits dessen Kosten gem. § 91 Abs. 1 Satz 1 

ZPO zu tragen. 

 

 

IV. 

 

Wegen grundsätzlicher Bedeutung bestand gem. § 72 Abs. 2 ArbGG Veranlassung, die 

Revision zum Bundesarbeitsgericht gemäß der folgenden Rechtsmittelbelehrung zuzulas-

sen. 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen dieses Urteil kann der Kläger Revision einlegen. 

 

Für die Beklagte ist gegen dieses Urteil kein Rechtsmittel gegeben. 

 

Die Revision muss innerhalb einer Frist von einem Monat eingelegt und innerhalb einer 

Frist von zwei Monaten begründet werden. 
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Beide Fristen beginnen mit der Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Urteils, 

spätestens aber mit Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung des Urteils. 

 

Die Revision muss beim  

Bundesarbeitsgericht 

Hugo-Preuß-Platz 1 

99084 Erfurt 

Postanschrift: 

Bundesarbeitsgericht 

99113 Erfurt 

Telefax-Nummer: 

0361 2636-2000 

eingelegt und begründet werden. 

 

Die Revisionsschrift und die Revisionsbegründung müssen von einem Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

 

Es genügt auch die Unterzeichnung durch einen Bevollmächtigten der Gewerkschaften und von Vereinigun-

gen von Arbeitgebern sowie von Zusammenschlüssen solcher Verbände 

- für ihre Mitglieder  

- oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder 

 

oder 

 

von juristischen Personen, deren Anteile sämtlich in wirtschaftlichem Eigentum einer der im vorgenannten 

Absatz bezeichneten Organisationen stehen,  

- wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisati-

on und ihrer Mitglieder oder andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung 

und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt 

- und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

 

In jedem Fall muss der Bevollmächtigte die Befähigung zum Richteramt haben. 
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Zur Möglichkeit der Revisionseinlegung mittels elektronischen Dokuments wird auf die 

Hinweise zum elektronischen Rechtsverkehr unter http://www.bundesarbeitsgericht.de 

hingewiesen. 

 

 

 

 
Karrasch Huber Schalk 

 
 


